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»Demokratie braucht 
Bürgerbeteiligung, 

Meinungsaustausch und 
transparente Entscheidungen. 

Sie sind das beste Mittel 
gegen Politikmüdigkeit und 
Demokratieverdrossenheit.«

DR. WOLFGANG SCHäUbLE (1942–2023), DEUTSCHER POLITIKER, 

U.A. EHEMALIGER PRäSIDENT DES DEUTSCHEN bUNDESTAGES



Mehr denn je müssen wir uns des Rechtsstaats bewusst sein, der uns erst die
Grundlage dafür bietet, in Freiheit leben zu können. Derzeit steht die Rechtsstaat-
lichkeit unter Druck und es bedarf aktiver Positionierung und Handlungen, um sie
zu verteidigen. Demokratie, Freiheit und Rechtsstaatlichkeit sind nicht per se vorhanden,
sie müssen immer wieder aufs Neue gestaltet werden. Dass es bei der überwiegen-
den Mehrheit unserer bevölkerung wohl ein intaktes Grundgefühl für die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung gibt, scheint auf den ersten blick beruhigend:
Menschen gehen derzeit gegen Rechtsextremismus auf die Straße, sie wenden
sich gegen einen zunehmenden Populismus. bei aller Freude darüber braucht es
aber hier beständigkeit. Und dies umso dringlicher, tragen doch gerade die sozialen
Medien mit ihren an Aufmerksamkeit orientierten Algorithmen und Mechanismen
oft nicht dazu bei, die Demokratie zu schützen. Umso wichtiger ist es, dieser Ent-
wicklung gute beispiele einer demokratischen Praxis entgegenzusetzen.

Ein solches beispiel stellt das Programm Junge Paulskirche dar, welches, 2020
 gegründet, mittlerweile ein etabliertes Programm nicht nur in der Stiftung, sondern
auch in der Frankfurter Schullandschaft geworden ist. Als thematische Erweiterung
zu den Vorjahren stand im aktuellen Jahrgang der Rechtsstaat im Mittelpunkt 
der Debatten. Wo es in unserem Rechtsstaat durchaus einmal »knirschen« kann,
wo Abwägungen erforderlich sind, Einflussnahmen drohen, damit haben sich die
Jugendlichen in den Diskussionen der Jungen Paulskirche auseinandergesetzt. 
Das hier vorliegende Memorandum, das die Debatten zusammenfasst, wird bei der
Abschlussveranstaltung »Gemeinsam für eine starke Demokratie« am 23. Mai 2024
in der Paulskirche vorgestellt. Diese Veranstaltung ist insofern für die Jugendlichen
der Jungen Paulskirche 2023/2024 etwas besonderes, als sie nicht nur den Abschluss
ihres Stipendiums markiert, sondern auch mit dem 75. Jahrestag der Unterzeich-
nung des deutschen Grundgesetzes zusammenfällt. 

Unser beitrag als Stiftung, für die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu
sensibilisieren, ja, sie zu verteidigen, spiegelt sich nicht nur in der Jungen Pauls-
kirche wider, sondern zeigt auch die neue Schwerpunktsetzung der Stiftung, die
der Demokratiebildung einen ganz eigenen bereich widmet. So adressieren wir
nicht nur Erst- und Jungwählerinnen und -wähler in unserer Reihe »Demokratie 
in der Stadt. Unsere erste Wahl – unsere Zukunft!«, sondern möchten der jungen
Generation mit der Reihe »Politik-Lotsen« auch Wege in die Stadtpolitik aufzeigen.
 Darüber hinaus ist es uns ein Anliegen, neue Zielgruppen wie Real- und berufs-
schülerinnen und -schüler sowie Studierende ingenieurwissenschaftlicher Fächer
mit passenden Formaten zu erreichen. 

Da man einen solchen Weg nie alleine erfolgreich beschreiten kann, möchte ich drei
ganz entscheidenden Wegbegleitern danken: zum einen Helge Eikelmann und
Marcus Kiesel für die vertrauensvolle Zusammenarbeit und bewährte professionelle
begleitung der Jungen Paulskirche und zum anderen Katharina Kanold, die nicht
nur die Junge Paulskirche wieder ganz exzellent betreut hat, sondern mit viel
Herzblut den neuen bereich Demokratiebildung formt und verantwortet. Wir alle
freuen uns, auch im nächsten Jahr wieder mit der Jungen Paulskirche einen beitrag
zur Stärkung unserer Demokratie zu leisten.

PROF. DR. FRANK E.P. DIEVERNICH

Vorstandsvorsitzender der Stiftung Polytechnische Gesellschaft

Vorwort



Aktualität des Rechtsstaats und 
seine Bedeutung für die Jugend 
VON SUSANNE WETZEL

4

Fundament unseres Gemeinwesens ist unsere Verfassung –
das Grundgesetz. Aber das Grundgesetz ist mehr: Es ist
die Grundlage einer lebendigen Demokratie und ein 
Versprechen. Ein Versprechen, dass Institutionen und
Verfahren in einem Verfassungsstaat funktionieren und
die grundgesetzlich garantierten Rechte eines jeden
 gewahrt werden. Das Grundgesetz ist durch seine klaren
botschaften und grundlegenden Werteentscheidungen
aber auch Leitlinie und Richtschnur für jeden Einzelnen.

Über allem gilt: Die Würde des Menschen ist unantastbar.
In einem Rechtsstaat haben Menschen Grundrechte, die
vom Staat zu achten, zu schützen und zu gewähren sind.
Das begrenzt staatliches Handeln und verpflichtet Verwal-
tung und Rechtsprechung dazu, sich an Recht und Gesetz
zu halten. Der Rechtsstaat kann nur in der Grundkonstruk-
tion der Gewaltenteilung funktionieren, sie garantiert un-
sere freiheitliche Demokratie. 

Die Stärke des Rechtsstaats in unserem Land zeigt sich
sowohl an der bedeutung des bundesverfassungsgerichts
als oberstem Verfassungsorgan wie auch an der umfassenden
Rechtskontrolle durch den ungehinderten Zugang zu allen
Gerichten. Deshalb erfüllen Gerichte in der bundesrepublik
ihre Aufgabe in absoluter richterlicher Unabhängigkeit,
die frei von jeder staatlichen Einflussnahme ist. Und des-
halb sind Richterinnen und Richter nur dem Gesetz und
ihrem Gewissen verpflichtet.

Was garantiert mir der Rechtsstaat als jungem Menschen?
Er garantiert mir in allen Lebenslagen und bei allen staat-
lichen Maßnahmen, denen ich ausgesetzt sein kann, aber
auch bei Angriffen auf meine Grundrechte durch andere
Menschen Schutz. Das ist nicht der Schutz, Recht zu be-
kommen, sondern der Schutz, dass die Anwendung des
Rechts ohne Ansehen der Person erfolgt und damit eine
Gleichbehandlung vor dem Gesetz durch ein unabhängiges
Gericht garantiert ist. 

Vor diesem Hintergrund ist mir als Richterin und Präsiden-
tin des Amtsgerichts Frankfurt am Main, das eines der
größten Amtsgerichte Deutschlands ist, die Funktionsfähig-
keit des Gerichts mit all seinen vielfältigen Aufgaben ein
besonderes Anliegen. 

Das Potenzial des Grundgesetzes zu erkennen und zu nut-
zen – eine miteinander geteilte Welt statt der grenzenlosen
Selbstverwirklichung –, ist eine schwere, aber lohnende
 Aufgabe, an der wir alle, jeder Einzelne und jede Einzelne
in seinem bzw. ihrem persönlichen Umfeld, mitwirken
sollten.

So etwa garantiert Art. 20 a GG bereits seit 1994 den Schutz
der natürlichen Lebensgrundlagen für die künftigen Ge-
nerationen. Mit Leben erfüllt wurde dieses Grundrecht
durch den Klimaschutzbeschluss des bundesverfassungs-
gerichts vom 24.3.2021. Dadurch werden der Gesetzgeber
und die Exekutive dazu verpflichtet, den definierten und
vereinbarten Klimaschutzzielen zu entsprechen und diese
zu erfüllen. Es bedeutet aber auf der anderen Seite nicht,
dass man mit allen Mitteln straflos für die Einhaltung der
Klimaziele kämpfen kann. Eingriffe in den Straßenverkehr
werden dadurch nicht gerechtfertigt und bleiben strafbar.
Aber man kann und sollte sich mit legitimen Mitteln, die ins-
besondere die Meinungsfreiheit garantiert, dafür einsetzen. 

Demokratie lebt vom Mitmachen, sie braucht Demokratin-
nen und Demokraten – quer durch die Gesellschaft –, die
sich für die Werte unserer Demokratie, zu denen es keine
Alternative geben darf, einsetzen und die Menschlichkeit
unserer Gesellschaft bewahren. 

Wir brauchen den Konsens und die Leidenschaft aller
 Demokratinnen und Demokraten. Die Möglichkeit, Teil
einer vielfältigen Gesellschaft zu sein, in der alle Menschen
gleich sind, und diese Gesellschaft gestalten zu können,
ist das Elixier einer lebendigen Demokratie.

Demokratisches Miteinander lebt von der beteiligung am
politischen Diskurs, der öffentlichen Meinungsbildung, der
aktiven, gewaltfreien Protestkultur sowie der inhalt lichen
Auseinandersetzung mit der Meinung des/der Anderen,
ohne sich hinter der Anonymität, der menschenverachten-
den Sprache des Netzes zu verstecken. Soziale Medien soll-
ten das Versprechen, das sie geben, nämlich sozial zu sein,
auch einhalten. So kann die junge Generation Demokratie
leben und Garant für deren Fortbestand sein.

Frankfurt ist nicht nur die Wiege der Demokratie, sondern
Frankfurt ist heute auch eine Stadt der Vielfalt, der Tole-
ranz und der Weltoffenheit, in der Demokratie tagtäglich
gelebt wird. Die Debatte, wie wir in unserem Land zusam -
men leben wollen, darf niemals vom Ende gedacht werden.
Hierfür gibt es nicht das »eine« Ergebnis. Die Debatte
selbst ist das Ziel, weil sie gerade nicht spaltet. Sie setzt
lediglich voraus, dass man einen Standpunkt hat und be-
reit ist, sich mit der Perspektive des Gegenübers ausei-
nanderzusetzen, diese zu verstehen und zu akzeptieren.
Dann werden wir Erfolg haben auf der Suche nach Ge-
meinsamkeiten in einer sich verändernden Gesellschaft. 

Die Autorin Susanne Wetzel ist Richterin und seit 2022 Präsidentin 

des Amtsgerichts Frankfurt am Main. 
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»… durch Respekt und eine Debatte, 
bei der man sich gegenseitig zuhört,
 unabhängig von Religion, Hautfarbe,
Geschlecht und Stand. Jedes Mitglied
der Gesellschaft trägt Verantwortung

zum Erhalt der Demokratie. Die 
 Aufgabe der Politik ist es hierbei, allen
Bürgerinnen und Bürgern zu verdeut -
lichen, dass ihr individuelles Handeln

entscheidend ist.« 

LEVENTE MOLNáR (17)

Ziehenschule

»… indem man eine freie Diskussions-
kultur schafft, in der man mit

 Ungleichgesinnten über wichtige
 Themen reden kann und gemeinsam

nach Lösungsansätzen sucht. 
Gegenseitige Unterstützung und das

Verbreiten von Wissen sind das A und O
für ein respektvolles Miteinander.« 

AbDULLAH AZMEH (17)

Elisabethenschule

»… durch die Beachtung demokratischer
Prinzipien, die individuelle Freiheiten

schützen, solange sie die Freiheit anderer
nicht beschränken. Durch gemeinsame

Ziele, wie das Bedürfnis nach
 Geborgenheit, und gegenseitige
 Rücksichtnahme entsteht eine

 Sympathie, die ohne Hass auskommt
und starken Zusammenhalt fördert.«

HêVî KARASU  (17)

Musterschule

Gesellschaftlicher Zusammenhalt gelingt …
STIMMEN AUS DER JUNGEN PAULSKIRCHE 2023/2024



SACHVERHALT UND PROBLEMSTELLUNG 
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In der ersten Paulskirchendebatte haben wir uns mit der Unabhängigkeit der Justiz
beschäftigt. Hierbei haben wir über zwei Aspekte dieses Themas genauer diskutiert.

Zum einen haben wir uns mit den bundesrichterwahlen beschäftigt. Wer Richterin
oder Richter eines obersten bundesgerichts werden möchte, muss auf einen Vor-
schlag des Richterwahlausschusses hoffen. Dieser besteht aus den 16 Landesjustiz-
ministerinnen und -ministern sowie weiteren 16 Mitgliedern, die vom bundestag
gewählt werden. Die Richterbank soll durch diese Zusammensetzung demokratisch
legitimiert werden. Doch besteht gleichzeitig die Gefahr, dass die Wahl der Richter-
schaft zum politischen Machtinstrument der Exekutive wird und Richterposten nach
parteipolitischer und ideologischer Zugehörigkeit verteilt werden. Dies könnte die
Unabhängigkeit der Justiz gefährden, wie auch ein Vergleich zu anderen Ländern,
wie z.b. Polen, nahelegt. Kommt der Exekutive also zu viel Macht zu?

Zum anderen ging es um die Staatsanwaltschaften und deren Weisungsgebundenheit
an die Justizministerien der Länder sowie das bundesjustizministerium. Das Weisungs-
recht stellt eine Möglichkeit dar, auch in Einzelprozesse der Staatsanwaltschaften ein-
zugreifen. Auch wenn die Weisungen in der Praxis zurückhaltend angewandt werden,
können sie jedoch potenziell die Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaften unter-
graben. Müssten die Staatsanwaltschaften also entpolitisiert werden?

Unabhängigkeit der Justiz — Sind Bundes-
gerichte und Staatsanwaltschaft hinreichend
vor politischer Einflussnahme geschützt?

1

PAULSKIRCHENDEBATTE I
13. DEZEMBER 2023 VON SOPHIE GRIEGER



Für die Beibehaltung des Status quo

Die demokratische Legitimation sollte eine tragende
Säule der Justiz sein und kann nur durch Einbeziehung
der Exekutive realisiert werden. Dies soll Schutz vor dem
Missbrauch durch extremistische Kandidatinnen und
Kandidaten bieten, weil diese – so die Idee – keine parla-
mentarische Mehrheit hinter sich vereinigen können.
Ebenfalls wird eine judikative Machtkonzentration ver-
hindert. Eine politische Parteizugehörigkeit der bundes-
richterinnen und -richter hat de jure keinen Einfluss auf
die Rechtsprechung, da sie zur beruflichen Unparteilich-
keit verpflichtet sind. Hinsichtlich der Staatsanwaltschaft
bedarf es des ministeriellen Weisungsrechts, um demo-
kratische Kontrolle über das Exekutivorgan zu erlangen.
Durch die gegenwärtige Rechtslage kann somit nicht nur
die Objektivität der Staatsanwaltschaft und die Unabhän-
gigkeit der Gerichte, sondern auch das Demokratieprinzip
in der Justiz gewährleistet werden.

Für Veränderungen des Systems

Momentan besteht in Deutschland ein zu großer Einfluss
der Politik auf die Justiz, was wiederum deren Unab -
hängigkeit gefährdet, denn die Exekutive schränkt die
 Judikative in einigen Aspekten maßgeblich ein. Um vor
Machtmissbrauch, wie Sperrminoritäten, aber auch vor
einer zu hohen inhaltlichen Einflussnahme der Parteien
zu schützen, müssten Richterinnen und Richter in
Deutschland aus der Mitte der Justiz gewählt werden. 
So wird auch gleichzeitig das Prinzip der bestenauslese
unterstützt. In bezug auf die Weisungsbindung der
Staatsanwaltschaften ist auch hier eine Reform nötig, da
Transparenz fehlt, um die tatsächliche Einflussnahme
nachvollziehbar zu machen. Ein Rechtsstaat sollte zu
jedem Zeitpunkt vor Missbrauch geschützt sein. Welche
Gefahren hier lauern, kann man bereits in einigen EU-
Ländern wie Ungarn beobachten.

DIESER EXPERTE 
KAM ZU WORT

PANAGIOTIS PASCHALIS

Rechtsanwalt, ehemaliger 
beigeordneter der Stadt Wuppertal 
u.a. für bürgerbeteiligung

AUSGANGSPUNKT: ZWEI UNTERSCHIEDLICHE PERSPEKTIVEN
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3
AUSSAGEN DES GRUNDGESETZES 

Artikel 94
(1) Das Bundesverfassungsgericht besteht aus Bundesrichtern und

 anderen Mitgliedern. Die Mitglieder des Bundesverfassungsgerichtes
werden je zur Hälfte vom Bundestage und vom Bundesrate gewählt. Sie
dürfen weder dem Bundestage, dem Bundesrate, der Bundesregierung

noch entsprechenden Organen eines Landes angehören. 

Artikel 95
(1) Für die Gebiete der ordentlichen, der Verwaltungs-, der Finanz-, der

 Arbeits- und der Sozialgerichtsbarkeit errichtet der Bund als oberste Gerichts-
höfe den Bundesgerichtshof, das Bundesverwaltungsgericht, den Bundes -

finanzhof, das Bundesarbeitsgericht und das Bundessozialgericht.
(2) Über die Berufung der Richter dieser Gerichte entscheidet der für das
 jeweilige Sachgebiet zuständige Bundesminister gemeinsam mit einem

 Richterwahlausschuß, der aus den für das jeweilige Sachgebiet zuständigen
Ministern der Länder und einer gleichen Anzahl von Mitgliedern besteht, 

die vom Bundestage gewählt werden.

Artikel 97
(1) Die Richter sind unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen.

2



Der erste Teil der Debatte drehte sich um die Unabhän-
gigkeit der bundesgerichte. Die Wahl der Richterinnen
und Richter ist demokratisch legitimiert, da sie durch
einen Richterwahlausschuss erfolgt, der aus Mitgliedern
von Exekutive und Legislative besteht. So kann eine
 Gewaltenverschränkung gewährleistet werden, bei der
sich die Gewalten gegenseitig kontrollieren.

Es besteht jedoch die Gefahr, dass die Exekutive einen
zu großen Einfluss auf die Judikative ausübt, da das
Wahlverfahren undurchsichtig ist. Die besetzung wird
meist in nicht öffentlich zugänglichen Gesprächen ver-
handelt, in denen vor allem die stärkeren Regierungs -
parteien, traditionell die SPD und CDU, Einfluss nehmen.
Es haben vor allem Juristinnen und Juristen Aussicht auf
eine Stelle an einem bundesgericht, die einer der Regie-
rungsparteien angehören oder nahestehen. Zusätzlich
müssen Entscheidungen des Wahlausschusses nicht
 begründet werden. 

Panagiotis Paschalis kritisierte, dass die Gesellschaft es
versäumt habe, die Schnittstellen der Gewaltenteilung
weiter zu justieren, und forderte eine strengere Umset-
zung dieser zugunsten der Unabhängigkeit der Judikative.

Wir sind uns in dem Punkt einig geworden, dass es dem
Wahlverfahren an Transparenz fehlt. Diese könnte zum
beispiel durch öffentliche, einheitliche Kriterien, nach
denen die Auswahl der bewerbungen erfolgt, sowie die
Möglichkeit von Initiativbewerbungen, die es in einigen
bundesländern bereits bei den Landgerichten gibt, ver-
bessert werden.

bei der Zusammensetzung des Richterwahlausschusses
war hingegen kein Konsens möglich. Ein exekutiver
Wahlausschuss entspricht dem Prinzip der Gewaltenver-
schränkung; wohingegen ein judikativer Wahlausschuss
wegen Art. 95 Abs. 2 GG verfassungswidrig und nur
durch eine Grundgesetzänderung umsetzbar wäre. Trotz-
dem empfiehlt beispielsweise der Europarat eine unab-
hängige  judikative Institution, die zumindest zur beratung
in das Wahlverfahren integriert werden kann. Auch
wurde  während der Diskussion der Kompromiss vorge-
schlagen, den Ausschuss jeweils zur Hälfte mit Personen
aus der Politik und aus der Justiz zu besetzen.

Für die Unabhängigkeit der Staatsanwaltschaften können
nicht dieselben Argumente gelten. Anders als bundesge-
richte sind Staatsanwaltschaften behörden der Exekutive.
Ihre Unabhängigkeit ist nicht verfassungsrechtlich ver-
ankert.

Als beamte müssen sie den dienstlichen Anweisungen
ihrer Vorgesetzten nachkommen. Sie können also durch-
aus auch an Weisungen der Justizministerien gebunden
sein. Weiterhin sind die Staatsanwaltschaften nicht für die
Rechtsprechung, sondern für die Strafverfolgung zustän-
dig, was ihren Einfluss scheinbar mindert. Panagiotis
 Paschalis meinte jedoch, der Einfluss der Staatsanwalt-
schaften sei nicht zu unterschätzen, da diese darüber
entscheiden würden, wer strafrechtlich verfolgt werde:
»Wo kein Kläger, da kein Richter.«

Es zeigte sich also, dass bei den Staatsanwaltschaften
 Intransparenz eine gewisse Gefahr birgt. So bestand auch
in unserer Diskussion ein Konsens darüber, dass ergo
Weisungen an die Staatsanwaltschaften transparenter
werden sollten, z.b. durch eine Dokumentationspflicht
für Weisungen der Justizministerien.

Als eine weitere Möglichkeit zur Kontrolle durch die
 Öffentlichkeit stand der Vorschlag im Raum, dass direkt-
demokratische Elemente wie ein bürgerrat in die Prozesse
integriert werden könnten. Hierzu gab es jedoch auch
Gegenstimmen, die eine nicht gegebene Repräsentativität
sowie eine mangelnde Effizienz dieser Elemente feststellten.

Zum Ende der Debatte bestand ein Konsens darüber,
dass es grundsätzlich baustellen hinsichtlich der Unab-
hängigkeit der Justiz gibt. Uneinig waren wir uns darüber,
ob kleinere Anpassungen oder doch größere Verände-
rungen des Systems hier zielführend wären.

»Zur Sicherung und Fortentwicklung 
unserer Demokratie setze ich große Hoffnung
auf  Bürgerräte. Frei von sachfremden Motiven

und parteipolitischen Antagonismen 
gewählter  Repräsentanten führen 

geloste Bürgerräte zu Entscheidungen 
hoher Qualität und  demokratischer 

Legitimation.«

PANAGIOTIS PASCHALIS

WAS HAT SICH WÄHREND DER DEBATTE ERGEBEN, 
UND WORAUF KÖNNEN WIR UNS VERSTÄNDIGEN?5
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»… wir uns über die Mittel unser
 demokratischen Wehrhaftigkeit bewusst

 werden und als Demokratinnen und
 Demokraten gemeinsam für  gesellschaftliche
Stabilität sorgen. Dies kann uns nur gelingen,
wenn wir wieder lernen, der Gegenseite im

Streit um die ›Wahrheit‹ zuzuhören, 
bevor wir ihr widersprechen.« 

ADA KREMER (17)

Schillerschule

»… Bürgerinnen und Bürger aktiv 
und informiert am politischen Prozess
teilnehmen und sich für demokratische
Werte und Grundrechte einsetzen, denn
die Zukunft der Demokratie ist keine
Selbstverständlichkeit, sondern muss
aktiv gestaltet und verteidigt werden.«

ARIF LEJS MAKAREVIć (17)

Anna-Schmidt-Schule

»… Bürgerinnen und Bürger Interesse an
 politischer Verantwortung und
 Mitbestimmung haben und sich
 engagieren. Dafür sind ein guter 

I nformationsfluss und Transparenz 
der Politik notwendig, vor allem aber
auch ein offenes Ohr für die Themen 

junger Menschen.« 

MATHIS KOPPENHÖFER (16)

Lessing-Gymnasium

Für die Zukunft der Demokratie 
ist wichtig, dass …

STIMMEN AUS DER JUNGEN PAULSKIRCHE 2023/2024



 

SACHVERHALT UND PROBLEMSTELLUNG 

Die exekutive Gewalt ist ein unverzichtbarer Teil einer Demokratie. Sicherheits -
behörden, zu deren Aufgaben es gehört, bürgerinnen und bürger zu schützen 
und den Rechtsstaat zu verteidigen, sind essenziell für den Erhalt von Recht und
Ordnung. Doch was, wenn die demokratische Stabilität in den Reihen derer
schwankt, die sie sichern sollen? Da die Forschung zu den Ursachen und dem
Ausmaß rechtsextremer Einstellungen in der Polizei noch am beginn steht, 
ist auch umstritten, welche Maßnahmen gegen das Problem zielorientiert und
 verhältnismäßig sind. Hierbei gilt es abzuwägen, ob und, wenn ja, welche

 Über wachungsmaßnahmen mit unserem Rechtsstaat vereinbar sind. Die Gefahr,
die beispielsweise von rechtsextremen Gruppen in der Polizei oder Problemen  
im  Verfassungsschutz ausgeht, ist bedrückend, doch wie schützt sich ein demo -
kratisch-freiheitlicher Staat davor?

1

Extremismus in der Exekutive — 
Müssen wir Polizei und Sicherheitskräfte
stärker überwachen? 

PAULSKIRCHENDEBATTE I I 
18. JANUAR 2024
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VON ADA KREMER 



Für eine stärkere Überwachung der Polizei 
und von Sicherheitskräften

Polizistinnen und Polizisten verpflichten sich bei Amts-
eintritt, jederzeit für die freiheitliche demokratische
Grundordnung einzutreten. Trotz dieser Verpflichtung
gab es in der Vergangenheit vielfach Anlass, an der Ver-
fassungstreue einiger Mitglieder der Polizei zu zweifeln.
Um das Vertrauen der bevölkerung in die Exekutive wie-
derherzustellen, sollten bodycams dauerhaft im Dienst
getragen werden, Eignungs- und Einstellungstests aus-
gebaut, dienstliche Messenger verwendet und vor allem
sollte eine anonyme, externe und sichere Anlaufstelle für
beschwerden eingerichtet werden. Die Polizei als aus-
führende Gewalt des Staates hat auch und zuvörderst 
die Aufgabe, gegen Extremismus in den eigenen Reihen
 vorzugehen. Sie sollte ihre Souveränität unter beweis
stellen, indem sie ihre eigenen Strukturen einer kriti-
schen Reflexion unterzieht und ihre Abläufe modernisiert.

Gegen eine stärkere Überwachung der Polizei 
und von Sicherheitskräften

Die in Deutschland weit verbreitete Unterstellung, dass
die Polizei als gesamte Institution ein Problem mit Rechts -
extremismus habe, basiert auf Einzelfällen und beispielen
aus dem Ausland. Wir brauchen, bevor wir vorschnelle
Konsequenzen ziehen und womöglich die Rechte von
bürgerinnen und bürgern in Uniform unbegründet ein-
schränken, zunächst interne Studien, die überhaupt 
ein strukturelles Problem beweisen. Der zunehmende
Extremismus ist ein gesamtgesellschaftliches Problem,
welches wir als solches bekämpfen müssen. Um gegen
Extremismus in den eigenen Reihen vorzugehen, sind
anonyme Meldezentralen und ähnliche, nicht grundrechts-
einschränkende, interne Maßnahmen zu befürworten. 

DIESER EXPERTE 
KAM ZU WORT 

PROF. DR. JULIAN JUNK

Leiter der Forschungsstelle 
»Extremismusresilienz« an der 
Hessischen Hochschule für öffentliches
Management und Sicherheit, Mühlheim,
und Leiter der Forschungsgruppe
 Radikalisierung am Leibniz-Institut für
Friedens- und Konfliktforschung (PRIF)

AUSGANGSPUNKT: ZWEI UNTERSCHIEDLICHE PERSPEKTIVEN
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3
AUSSAGEN DES GRUNDGESETZES

UND DES BEAMTENSTATUSGESETZES
(BEAMTSTG) 

Artikel 5 
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und
Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein 

zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. […]

Artikel 20
(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, 

die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind 
an Gesetz und Recht gebunden.

Artikel 33
(2)  Jeder Deutsche hat nach seiner Eignung, Befähigung und fach -

lichen Leistung gleichen Zugang zu jedem öffentlichen Amte.
(5) Das Recht des öffentlichen Dienstes ist unter Berücksichtigung der

hergebrachten Grundsätze des Berufsbeamtentums zu regeln 
und fortzuentwickeln.

BeamtStG, § 33
(1) Beamtinnen und Beamte dienen dem ganzen Volk, nicht einer 

Partei. […] Beamtinnen und Beamte müssen sich durch ihr gesamtes
Verhalten zu der freiheitlichen demokratischen Grundordnung im

Sinne des Grundgesetzes bekennen und für deren Erhaltung eintreten.
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Die Liste der Fälle von rechtsextremen Chatverläufen wie
bei der Frankfurter Polizei, von Diskriminierungsvorwür-
fen oder vermeintlich rechtsextremen Personen im Ver-
fassungsschutz ist lang. Es stellt sich daher die Frage,
wie man dieses Problem am besten bekämpft. Die zweite
Paulskirchendebatte beschäftigte sich damit, ob eine
 externe Überwachung der Polizei neben internen Maß-
nahmen stattfinden soll und wie ethisch und zielgerichtet
eine solche sein kann. 

Zu möglichen internen Maßnahmen gehören die ver-
stärkte bildungsarbeit in der Polizeiausbildung oder Po-
lizeiseelsorge-Programme, um die Vorurteile gegen
Migrantinnen und Migranten, die oft auf negative Erfah-
rungen im Dienst zurückzuführen sind, zu adressieren.
Zudem wird eine anonyme Meldestelle gefordert, die es
Sicherheitskräften erleichtert, ohne Angst vor sozialer
Ausgrenzung Fälle zu melden. Zu den externen Maßnah-
men gehört die Überwachung durch eine externe be-
hörde, beispielsweise den Verfassungsschutz. Dieser
könnte die Aufnahmen von bodycams auswerten, die
Polizistinnen und Polizisten im Dienst tragen, und so
deren Umgang mit Zivilistinnen und Zivilisten analysie-
ren. 

Dies ist jedoch zum Teil kritisch zu betrachten, da der
Anschein erweckt werden könnte, alle Polizistinnen und
Polizisten stünden unter Generalverdacht, was kontra-
produktiv für den Versuch sein könnte, extremistische
Gruppen in der Polizei zu entradikalisieren. Außerdem
könnten Sicherheitskräfte im Dienst gehemmt werden,
bei Auseinandersetzungen und Anfeindungen schnell zu
handeln, was fatal für die polizeiliche Arbeit wäre. Daher
plädierte die eine Gruppe für die Umsetzung rein interner
Maßnahmen, da mit diesen keine Grundrechtseinschrän-
kungen einhergehen. Diese seien zielführender als eine
externe Überwachung. Da sich mit ihnen das Interesse
an der Erhaltung innerer, demokratischer Stabilität
 vergrößere, hätten Polizistinnen und Polizisten selbst 
die Möglichkeit, etwas an den Strukturen in Sicherheits-
behörden zu ändern. Die andere Gruppe widersprach
dem, da keine Toleranz gegenüber Rechtsextremismus
gezeigt werden dürfe, und deshalb alle nötigen Maß -
nahmen gegen rechtsextreme Gruppen ergriffen werden
müssten. Zudem fördere der Einsatz von bodycams die
Sicherheit der Polizei und diene als Prävention gegen
ungerechtfertigte Diskriminierungsvorwürfe. Dies schütze
Sicherheitskräfte eher vor einem Generalverdacht als
dass ein solcher durch die bodycams erzeugt würde.

Prof. Dr. Julian Junk unterstrich anschließend den gesell-
schaftlichen Anspruch an die Polizei. Er stimmte zu, dass
man sich gegen jedes Anzeichen von Extremismus zur Wehr
setzen müsse, wies jedoch darauf hin, dass dies nicht nur
reaktiv geschehen dürfe; es bedarf einer kontinuierlichen
Anpassung von Organisationskulturen und -strukturen.
Hierbei nannte er die Notwendigkeit der beständigen
Aktualisierung und Überprüfung des Curriculums der
Polizei- und Verwaltungsausbildung, um das bewusstsein
für demokratische Werte der Auszubildenden von An-
fang an zu stärken und auf aktuelle Herausforderungen
reagieren zu können. Um zu tatsächlichen Ergebnissen
zu kommen, brauche es jedoch einen Verbund verschie-
dener Maßnahmen. 

Als Gruppe einigten wir uns auf einen daran anknüpfen-
den Vorschlag. Wir betonten die hohe bedeutung polizei-
interner Regelungen, die es Polizistinnen und Polizisten
einfacher machen, sich gegen Extremismus am Arbeits-
platz einzusetzen. Ein Großteil der Jungen Paulskirche
stimmte trotz kritischer betrachtung für den Einsatz von
bodycams aufgrund der damit steigenden Sicherheit für
Polizistinnen und Polizisten, aber auch um das gesell-
schaftliche Vertrauen in die Institutionen zu fördern. Aus
demselben Grund ist es wichtig, dass alle Maßnahmen
für Außenstehende transparent sind. Außerdem sollten
die Ursachen von Extremismus in der Polizei sowie sinn-
volle Maßnahmen zu dessen bekämpfung intensiver
 erforscht werden, weil nur dadurch gute Lösungen gegen
Rechtsextremismus in Sicherheitsbehörden gefunden
werden können.

»Es reicht nicht, dass die Polizei 
ein Spiegel der Gesellschaft ist. Hier 
ist der Anspruch höher; die Polizei ist

Ausdruck des Gewaltmonopols des Staates, 
sie hat eine Vorbildfunktion.«

JULIAN JUNK

WAS HAT SICH WÄHREND DER DEBATTE ERGEBEN, 
UND WORAUF KÖNNEN WIR UNS VERSTÄNDIGEN?5
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»… nicht wegzuschauen, sondern den
Mut und die Stärke zu haben, sich für

eine vielfältige Gemeinschaft und einen
respektvollen Austausch einzusetzen.

Demokratie ist keine Selbstverständlich-
keit, und wir sollten gemeinsam für

 Zusammenhalt und Freiheit in unserer
Gesellschaft einstehen.« 

LEyA IHLE (18)

Helmholtzschule

»… die Wahrnehmung individueller 
Mitgestaltungsbefugnisse durch konstruktive
und gewissenhafte Partizipation im Rahmen
gesellschaftlicher Entscheidungsprozesse, 
die einer kontinuierlichen und fundierten 

Reflexion bedürfen.« 

MATTEO CORNELLI (17)

Heinrich-von-Gagern-Gymnasium

»… die Möglichkeiten, die wir zur
 Mitgestaltung der Demokratie haben, 
zu nutzen. Nur durch Partizipation,

 begonnen beim Wahlrecht bis hin zur
Arbeit in Parteien oder anderen

 Verbänden, ist ein demokratisches
 Zusammenleben in einer 
Gesellschaft möglich.«

SOPHIE GRIEGER (18)

Schillerschule

Verantwortung in der Demokratie 
bedeutet für mich …

STIMMEN AUS DER JUNGEN PAULSKIRCHE 2023/2024



Lobbyismus und Korruption  — 
Müssen wir Politik, Lobby und 
Privatwirtschaft strikter trennen?

PAULSKIRCHENDEBATTE I I I 
15. FEBRUAR 2024
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VON MATHIS KOPPENHÖFER

SACHVERHALT UND PROBLEMSTELLUNG 

Lobbyismus ist Teil der politischen Entscheidungsfindung, des Pluralismus und
der politischen Partizipation. Interessengruppen geben durch Lobbyvertretungen
ihre fachliche Expertise an die Politik weiter. So können verschiedene Perspektiven
in den politischen Entscheidungsprozess aufgenommen werden.

Doch Korruptionsfälle, wie beispielsweise die Maskenaffäre im Kontext der Corona-
Pandemie, zeigen, dass die rechtliche Kontrolle des Lobbyings lückenhaft ist und
es an Transparenz mangelt.

bedarf Deutschland neuer Regelungen zu mehr Transparenz, um Korruption zu
verhindern und damit demokratische Institutionen unabhängiger zu machen? 
Und liegen diese in einem verschärften Lobbyregister und strengeren Gesetzen?
Oder geht Deutschland schon ausreichend gegen Korruption vor, und das 2022
eingeführte und gerade novellierte Transparenzregister genügt? Würden schärfere
Regelungen sogar dem politischen Prozess schaden?

1



DIESER EXPERTE 
KAM ZU WORT

PROF. DR. ANDREAS POLK

Professor für Volkswirtschaftslehre an
der Hochschule für Wirtschaft und Recht
berlin, von 2003 bis 2008 beim bundes-
kartellamt tätig, Mitherausgeber des
 ersten multidisziplinären Nachschlage-
werkes »Handbuch Lobbyismus« (2023)
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AUSSAGEN DES GRUNDGESETZES UND
DES GELDWÄSCHEGESETZES (GWG)  

Artikel 5 
(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und
Bild frei zu äußern und zu verbreiten und sich aus allgemein 

zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. […]

Artikel 9
(3) Das Recht, zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und 

Wirtschaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, ist für jedermann
und für alle Berufe gewährleistet. Abreden, die dieses Recht 
einschränken oder zu behindern suchen, sind nichtig, hierauf

gerichtete Maßnahmen sind rechtswidrig. […]

Artikel 38
(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in
 allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher und geheimer Wahl 
gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und

 Weisungen nicht gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen.

Regelungen zum Transprenzregister, u.a. § 18 GwG
(1) Es wird ein Register zur Erfassung und Zugänglichmachung 

von Angaben über den wirtschaftlich Berechtigten 
(Transparenzregister) eingerichtet.

(2)  Das Transparenzregister wird als hoheitliche Aufgabe des Bundes
von der registerführenden Stelle elektronisch geführt. […]

2

Für mehr Transparenz im Lobbyismus und eine 
Verschärfung der bestehenden Gesetzgebung

Der Einfluss von Lobbyisten auf Politikerinnen und Poli-
tiker ist zu intransparent und gefährdet die Unabhängig-
keit von politischen Entscheidungen. Dass Lobbyisten
ihre Expertenmeinung in den politischen Prozess ein-
bringen, ist legitim und Teil der Demokratie. Doch ge-
kaufte Politik und Korruption müssen wirksamer verhindert
werden, denn Skandale wie die Maskenaffäre schwächen
das Vertrauen der bevölkerung in die Politik. Die beste-
hende Rechtslage ist ungenügend. In Deutschland bedarf
es einer Verschärfung des Transparenzregisters, welches
nicht nur Lobbyisten und ihren Aufwand, sondern auch
die Gesetze, an denen sie mitwirken, offenlegt. Wenn
Personen aus der Politik in die Privatwirtschaft wechseln,
sollte die sogenannte Karenzzeit verlängert werden. Zudem
dürfen in einer Demokratie die finanzschwächeren Inte-
ressenvertretungen nicht weniger berücksichtigt werden
als große, ökonomisch starke Unternehmen. 

Die Gesetzeslage ist ausreichend – für eine Beibehaltung
des Status Quo

Gute politische Entscheidungen sind ohne die Einbeziehung
von Interessen nicht möglich. Lobbyismus ist eine der
 wenigen Möglichkeiten, direkt auf die Politik Einfluss zu
nehmen, und wird von allen Interessengruppen ausgeübt.
Die aktuell dringenden Aufgaben der Politik, wie Klima-
schutz oder internationale Sicherheit, können nicht im
luftleeren Raum getroffen werden. Direkter Zugang zu
Fachleuten und deren Expertise ist daher notwendig, um
fundierte Gesetze zu verabschieden und einen direkten
Austausch mit den bürgerinnen und bürgern zu ermögli-
chen. Es bestehen bereits ausreichende Transparenzge-
bote und Anti-Korruptionsgesetze wie das Lobbyregister
und die Karenzzeit. Weitere Gesetze würden den Austausch
von Interessenvertretungen mit der Politik erschweren, den
bürokratieaufwand und die Kosten erhöhen und somit der
Demokratie schaden.

AUSGANGSPUNKT: ZWEI UNTERSCHIEDLICHE PERSPEKTIVEN
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Lobbyismus ist ein unabdingbarer Teil des Pluralismus
und der Demokratie. Verschiedene Interessengruppen
verfügen über Fachwissen sowie unterschiedliche Per-
spektiven auf einen Sachverhalt und helfen damit, die
Folgen von politischen Entscheidungen einzuschätzen.
So ist Lobbyismus ein wichtiger bestandteil der politi-
schen Partizipation und wird auch von Non-profit-Orga-
nisationen wie Umweltverbänden, Kirchen und Verbraucher-
zentralen ausgeübt. Doch in der Öffentlichkeit ist der
 begriff Lobbyismus häufig negativ konnotiert oder eng
mit Korruption verknüpft. Zwar können die Grenzen
 fließend sein, dennoch sind beide bereiche voneinander
zu trennen. Hier bedarf es mehr Aufklärungsarbeit, um
der Gesellschaft Lobbyismus näherzubringen. Dies
würde einerseits das Vertrauen der bevölkerung in die
Politik stärken, andererseits zukünftige Transparenzmaß-
nahmen erleichtern. In der Debatte beschäftigten wir
uns mit der Frage, wie es gelingen kann, Lobbyismus
 zuzulassen und zugleich Korruption, die strafbar ist, zu
bekämpfen. 

Das am 1. Januar 2022 in Kraft getretene Lobbyregister
ist ein erster Schritt, um mehr Transparenz zu schaffen und
die Datenlage zur Einflussnahme von Interessengruppen
auf die Politik zu verbessern. Aus unserer Sicht ist dieses
Lobbyregister jedoch unzureichend. bisher bildet es 
nur Interessengruppen und deren Aufwand ab. Kirchen,
 Arbeitgeber- und Arbeitnehmerverbände müssen sich
nicht eintragen. Ein »exekutiver Fußabdruck« sollte je-
doch alle einflussnehmenden Interessengruppen nach-
weisen. Weiterhin sollten genauste Informationen über
die bereiche und Gesetze, auf die die jeweiligen Lobby-
isten Einfluss hatten, offengelegt sowie Treffen und die
Art der vermittelten Expertise dokumentiert werden. Der
Staat hat das Problem erkannt und mit der am 1. März
2024 eingeführten Novellierung der Gemeinsamen Ge-
schäftsordnung der bundesregierung (GGO) beschlossen,
dass offengelegt werden muss, wer in welcher Weise
Einfluss auf Gesetzesvorschläge genommen hat, um den
exekutiven Fußabdruck nachvollziehbar zu machen.
 Weiterhin soll die neu eingeführte Synopsenpflicht helfen,
Gesetzesänderungen schneller zu erkennen. Trotzdem
gibt es noch Handlungsbedarf. Interessengruppen sind
selbst in der Pflicht, sich in das Lobbyregister einzutragen,
wodurch die Dokumentation nicht überprüfbar und po-
tenziell verfälscht und unvollständig sein könnte. Gewerk-
schaften, Arbeitgeber, Kirchen und Religionsgemeinschaften
bleiben von der Registrierungspflicht ausgenommen.
Weiterhin wird im aktuellen Lobbyregister nur die bundes-
ebene abgebildet. Demnach halten wir es für sinnvoll,
das Lobbyregister auf die Landesebene und kommunale
Ebene zu erweitern, wie es in den meisten bundesländern
schon der Fall ist.

Zudem sollte die Karenzzeit für Politikerinnen und Politiker,
die derzeit auf bundesebene bis zu 18 Monate beträgt,
verlängert werden. Nur so kann wirksam der Gefahr
 begegnet werden, dass Politikerinnen und Politiker bei
einem Jobwechsel in die Wirtschaft oder zu einer Inte-
ressenvertretung ihr im Amt erworbenes Insiderwissen
und ihre Kontakte für die neue Position nutzen. 

Ein Mehr an Transparenz sei jedoch mit einem größeren
administrativen Aufwand und höheren Kosten verbunden,
so unser Experte Prof. Dr. Andreas Polk. Dennoch sei mehr
Transparenz notwendig, beispielsweise bei der Abbildung
von Kontakten und den Inhalten der Einflussnahme. Die
durch Transparenz und bildungsangebote verursachten
administrativen Kosten müssten möglichst von den Inte-
ressengruppen selbst getragen werden. 

Striktere Transparenzmaßnahmen könnten auch die Arbeit
der Politikerinnen und Politiker erschweren, da die Gefahr
bestehe, dass der Aufwand für die Dokumentation von
Treffen sehr groß werde. Aus diesem Grunde müsse die
Last der Regulierung immer, wenn möglich, von den
 Interessengruppen getragen werden. Grundsätzlich sei
eine Kosten-Nutzen-Abwägung neuer Transparenzvor -
gaben geboten.

Resümierend stimmten wir mehrheitlich dafür, bildungs-
angebote zu schaffen und das Transparenzregister aus-
zubauen; auch waren wir für längere Karenzzeiten. Die
dadurch anfallenden administrativen Kosten sollte unserer
Meinung nach und entgegen der Meinung des Experten
die Politik bzw. der Staat und nicht die Seite der Interes-
senvertretungen tragen. Denn würden die Lobbyparteien
diese Kosten selbst übernehmen müssen, würde dies
kleinere Organisationen, die diesen finanziellen Aufwand
nicht tragen können, benachteiligen. Wir brauchen keine
Einschränkung der Einflussnahme von Interessengruppen
auf die Politik, doch was dringend nötig ist, ist mehr
Transparenz, um Korruption vorzubeugen.

»Ein Mehr an Transparenz ist notwendig,
 beispielsweise bei der Abbildung von Kontakten
und den eingereichten Stellungnahmen. Die
  administrative Last sollten möglichst die

 Interessengruppen tragen, denn sie profitieren
von der Möglichkeit zur Einflussnahme.«

PROF. DR. ANDREAS POLK

WAS HAT SICH WÄHREND DER DEBATTE ERGEBEN, 
UND WORAUF KÖNNEN WIR UNS VERSTÄNDIGEN?5
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»… wie man in Teams effizient 
diskutieren kann. Es ist wichtig, 

an andere zu denken und nicht nur für
sich Argumente zu nennen. Außerdem
hat mir das Programm gezeigt, dass auch

beide Seiten Recht haben können. 
Mit Kompromissen lassen sich
 Gemeinsamkeiten feststellen.« 

bALáZS VéRTES (18)

Liebigschule

»… wie viel komplexer klare Vorgänge 
oft sind und dass es nicht eine richtige
Meinung gibt. Es gibt nur selten ein 
klares Richtig oder Falsch. Nur durch 
ständigen Diskurs kann man zu einer 
Lösung kommen; das ist meist ein 

Kompromiss.« 

LUCIA WOHLbACH (18)

Friedrich-Dessauer-Gymnasium
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»… wie wichtig es ist, sich für unsere Gesell-
schaft und Zukunft schon heute  einzusetzen.
Der einzige Weg zu einer  Zukunft in Freiheit
und Demokratie ist, miteinander ins Gespräch

zu kommen, auch wenn es manchmal 
schwierig ist. Es gibt immer eine Lösung, die
mit einer Diskussion erzielt werden kann.« 

LEON LUCA MÜLLER (18)

Otto-Hahn-Schule

Von dem Programm Junge Paulskirche
nehme ich mit …

STIMMEN AUS DER JUNGEN PAULSKIRCHE 2023/2024



Das Religionsverfassungsrecht gewährt Religionsgemeinschaften, dass diese ihre
inneren Angelegenheiten frei von staatlicher Einmischung regeln dürfen. Dies 
betrifft neben der inhaltlichen Ausrichtung auch die Finanzierung. Trotz dieses
Selbstbestimmungsrechts geraten immer wieder Fälle in die Kritik, in denen vor
allem ausländische Akteure politischen Einfluss auf in Deutschland ansässige Reli-
gionsgemeinschaften nehmen oder zu nehmen versuchen. Medial präsent war ins-
besondere die beeinflussung von muslimischen Religionsgemeinschaften, etwa
durch die Entsendung staatsnaher Imame aus dem Ausland, die extreme – und
teilweise verfassungswidrige – Inhalte verbreiten. Auch die ausländische Finanzie-
rung durch Spenden an den Islamverband DITIb (Türkisch-Islamische Union der
Anstalt für Religion e.V.) oder einzelne Moscheen stand immer wieder in der Kritik.
Den Religionsgemeinschaften und migrantischen Interessenverbänden wird in
 diesem Zusammenhang vorgeworfen, sich illoyal gegenüber dem deutschen Staat
und den im Grundgesetz verankerten Werten zu verhalten. In diesem Spannungs-
feld stellt sich die Frage, wie zwischen problematischer Manipulation und berech-
tigter Kulturbeziehung zu trennen ist. Wie wehrt sich der Rechtsstaat effektiv
gegen Angriffe auf die Demokratie von außen? Darüber diskutierten wir in der
vierten Paulskirchendebatte am beispiel des Islamverbands DITIb, dessen Strukturen
im Auftrag des türkischen Religionspräsidiums eben auch zu Wahlkampf- und
Spionagezwecken genutzt wurden.

1

Politische Vereinnahmung — Müssen 
wir ausländischen Einfluss auf religiöse 
Organisationen verbieten?

SACHVERHALT UND PROBLEMSTELLUNG 
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PAULSKIRCHENDEBATTE IV 
14. MÄRZ 2024 VON LEON LUCA MÜLLER 



AUSGANGSPUNKT: ZWEI UNTERSCHIEDLICHE PERSPEKTIVEN
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DIESER EXPERTE 
KAM ZU WORT

MURAT KAyMAN  

Jurist, Mitbegründer und beiratsmitglied
der Alhambra-Gesellschaft sowie

 ehemaliger Justitiar der DITIb 

3
AUSSAGEN DES GRUNDGESETZES UND
DER WEIMARER VERFASSUNG VON 1919

Präambel GG
Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den Menschen
[…] hat sich das Deutsche Volk kraft seiner verfassungsgebenden

Gewalt dieses Grundgesetz gegeben. 

Artikel 4 GG
(1) Die Freiheit des Glaubens, des Gewissens und die Freiheit des 

religiösen und weltanschaulichen Bekenntnisses sind unverletzlich.
(2) Die ungestörte Religionsausübung wird gewährleistet.

Artikel 137 der Weimarer Verfassung in Verbindung 
mit Artikel 140 GG 

(1) Es besteht keine Staatskirche.
(2) Die Freiheit der Vereinigung zu Religionsgesellschaften wird
 gewährleistet. Der Zusammenschluß von Religionsgesellschaften
innerhalb des Reichsgebiets unterliegt keinen Beschränkungen.

(3) Jede Religionsgesellschaft ordnet und verwaltet ihre
 Angelegenheiten selbständig innerhalb der Schranken des für alle
geltenden Gesetzes. Sie verleiht ihre Ämter ohne Mitwirkung des

Staates oder der bürgerlichen Gemeinde.

Artikel 140 GG 
Die Bestimmungen der Artikel 136, 137, 138, 139 und 141 der

deutschen Verfassung vom 11. August 1919 sind Bestandteil dieses
Grundgesetzes.

2
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Für ein Verbot der ausländischen Einflussnahme auf
religiöse Institutionen in Deutschland

Religiöse Organisationen sollten nicht länger aus dem Aus-
land finanziert und beeinflusst werden dürfen. Die Debatte
um Spionage-Aktivitäten von Imamen aus DITIb-Moscheen
oder die ausländische Finanzierung extremistischer Vereine
zeigen, dass die bundesrepublik den politischen Einfluss
stärker kontrollieren sollte. Das gilt auch für das Personal
von Religionsgemeinschaften und deren ideologische Wei-
sungsabhängigkeit. Ausländische Einflussnahme auf Vereine
und Institutionen sollte gesetzlich verboten werden, da an-
dernfalls die freiheitlich-demokratische Grundordnung der
bundesrepublik und damit auch die nationale Sicherheit
 bedroht werden. Dies könnte ein Verbotsgesetz etwa durch
Transparenzpflichten hinsichtlich der (Auslands-)Finanzie-
rung erreichen oder bestimmen, dass die Ausbildung des

 religiösen Personals im Inland erfolgen muss. Der Staat
sollte die Verbreitung extremistischer Ansichten verhindern,
denn diese erschwert die Integration und gefährdet den
 gesellschaftlichen Zusammenhalt.

Gegen ein Verbot der ausländischen Einflussnahme
auf religiöse Institutionen in Deutschland

Ein pauschales Verbot kann nicht mit unserer Verfassung
in Einklang gebracht werden und diskriminiert berechtigte
religiöse Angebote. Zudem ist die politische Einfluss-
nahme auf religiöse Einrichtungen aufgrund ihres Selbst-
bestimmungsrechts bereits unzulässig. Die Einhaltung
der bestehenden Schranken muss zwar stärker kontrol-
liert werden, ein zusätzliches Verbot der ausländischen
Einflussnahme ist jedoch nicht notwendig. Stattdessen
braucht es integrationsfördernde Angebote für Vereine
und einen besseren Austausch mit der Mehrheitsgesell-
schaft. So kann extremistischen Tendenzen entgegen -
gewirkt werden, ohne aber der Integration als solcher zu
schaden. Die Wahrung der Religionsfreiheit und der
Schutz von Minderheiten sollten Priorität haben und ein
Generalverdacht hinsichtlich politischer Einflussnahme
vermieden werden.



Die Religionsfreiheit, auch als Weltanschauungsfreiheit
verstanden, ist ein Grund- und Menschenrecht und garan-
tiert allen Menschen, ihre persönliche und individuelle
Glaubensüberzeugung frei und öffentlich auszuüben.
Auch die Religionsgemeinschaften genießen über das
Selbstbestimmungsrecht die Freiheit zur Regelung ihrer
eigenen Angelegenheiten. Ein generelles Verbot auslän-
discher Einflussnahme ist damit nur schwer in Einklang
zu bringen. Dennoch hielt es eine Gruppe für erstrebens-
wert, durch höhere Transparenzpflichten und weitere

 gesetzliche Kontrollinstrumente den Einfluss auf Religi-
onsgemeinschaftlichen aus dem Ausland zu reduzieren.
Dies sei notwendig, um unsere demokratischen Grund-
werte und auch die nationale Sicherheit zu schützen. 
Die andere Gruppe sah dadurch die Religionsfreiheit und
auch die Rechte von Minderheiten bzw. die Vorausset-
zungen für kulturelle Vielfalt im Allgemeinen in Gefahr.

Im Verlauf der Debatte wurde deutlich, dass auch die
Gruppe, die sich zunächst für ein Verbot aussprach,
dabei kein allgemeines Verbot anstrebte, sondern expli-
zit politischen Einfluss innerhalb der Religionsgemein-
schaften vor Augen hatte. So betonte diese Seite immer
wieder, dass auch sie einen Generalverdacht von Religi-
onsgemeinschaften vermeiden möchte, da so in der
 Gesellschaft präsente Vorurteile gegenüber Angehörigen
muslimischer Glaubensrichtungen noch weiter verstärkt
werden könnten. Von der anderen Seite wurde darauf
hingewiesen, dass es bereits einige Kontrollinstrumente
derartiger Einflussnahme gäbe (Verfassungsschutz und
Staatsschutz) und dass nicht eine weitere Kriminalisie-
rung anzustreben sei, sondern dass es eher darum gehen
sollte, Integrationsangebote auszubauen, um so extre-
mistischen bestrebungen innerhalb dieser Gemeinschaf-
ten entgegenzuwirken.

beide Fraktionen konnten sich in der Folge darauf einigen,
dass die bestehenden Regelungen und Kontrollinstru-
mente stärker vom Staat durchgesetzt werden sollten
und insgesamt eine größere Transparenz bspw. bei der
Offenlegung der Finanzierungsquellen anzustreben sei,
um so eine ideologische Abhängigkeit von ausländischen
Geldgebern zu verhindern. Als eine konkrete Maßnahme,
mit der sich beide Seiten einverstanden erklären konn-
ten, wurde ein verpflichtendes Arbeitsvisum für Imame
aus dem Ausland vorgeschlagen. Hierüber wäre auch ein
Nachweis über Deutschkenntnisse gegeben. Der Experte
Murat Kayman machte in diesem Zusammenhang noch
einmal auf den wichtigen Unterschied aufmerksam, dass
strafbares Verhalten nicht etwa vorliege, wenn ein Imam

beispielsweise für sich, in seiner privaten Überzeugung
nicht hinter der freiheitlich demokratischen Grundord-
nung von Deutschland stehe. Sein Verhalten werde erst
dann zu einem Fall für die Justiz, wenn er in einer seiner
Predigten öffentlich zu einem Umsturz dieses Systems
aufrufen würde; denn dies sei eine konkrete strafrecht-
lich relevante Handlungsaufforderung. 

Wir kamen zu dem Schluss, dass es bei diesem komplexen
Thema keine pauschalen Lösungen geben kann, sondern
differenzierte betrachtungen der verschiedenen Interessen
und Perspektiven vonnöten sind. Insgesamt konnten wir
uns auf den Standpunkt einigen, dass eine größere Anzahl
an Verboten nicht gleichzeitig ein Mehr an Sicherheit
bedeutet, sondern auch eine geringere Freiheit für den
Einzelnen nach sich ziehen kann. Vielmehr müssten auch
aktuelle Entwicklungen, wie die politische Einflussnahme
beispielsweise durch Online-Prediger aus dem In- und
Ausland über Social-Media-Kanäle wie TikTok im Auge
behalten werden, gab der Experte Murat Kayman gegen
Ende der Diskussion zu bedenken. Ein weiteres Element,
mit dem interreligiöser Austausch und Toleranz gefördert
werden könnte, sei ein Religionsunterricht an Schulen
nach dem Hamburger Modell, der turnusmäßig von

 Lehrerinnen und Lehrern unterschiedlicher Glaubensan-
gehörigkeit für die gesamte Klasse gestaltet wird, ohne
nach Konfessionen zu trennen. 

»Der Staat darf keine religiösen 
Überzeugungen verbieten, aber er kann
Bestrebungen verbieten, die den Staat

 gefährden oder umstürzen wollen, somit 
im Falle eines Falles auch Religions-

gemeinschaften, aber nicht eine 
Religion als solche.«

MURAT KAyMAN

WAS HAT SICH WÄHREND DER DEBATTE ERGEBEN, 
UND WORAUF KÖNNEN WIR UNS VERSTÄNDIGEN?5
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»… dass daran erinnert wird, wie
 essenziell es für unsere freiheitlich-
demokratische Grundordnung ist. 

Denn ohne Verfassung gibt es keinen
Rechtsstaat und ohne Rechtsstaat 

keine Demokratie.« 

SIMON DAMMANN (17)

Carl-Schurz-Schule

»… ein durch Höhen und Tiefen 
gestärktes Miteinander, das auf 

Respekt, Toleranz und demokratischen 
Werten basiert, um die Zukunft 

unseres Landes gemeinsam 
weiter zu gestalten.« 

SARAH bADAOUI (16)

Ziehenschule

»… mehr Aufmerksamkeit und, 
dass Artikel 115a im ›Verteidigungsfall‹
nie angewendet wird. Das Grundgesetz
sollte generell wieder stärker Beachtung

finden. Eine Idee dazu wäre ein
 deutschlandweiter Verfassungstag.« 

JAN EHRHARDT (17)

Musterschule
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Für das Grundgesetz wünsche ich mir 
im Jubiläumsjahr …
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SACHVERHALT UND PROBLEMSTELLUNG 

Unsere Justiz muss sich großen Herausforderungen stellen. Sie ist unter anderem
von einem starken Richterinnen- und Richtermangel bedroht. 75 Prozent der Richter-
und Staatsanwaltschaft halten die aktuelle Verfahrensdauer für zu lang, wobei die
Dauer von Straf- und Zivilverfahren im Durchschnitt noch weiter zunimmt. 

In unserer letzten Debatte beschäftigten wir uns deswegen mit Reformmöglichkeiten
unserer Justiz. Die Digitalisierung der Justiz, etwa durch elektronische Verfahren,
eine verbesserte Nutzung der E-Akte und eine offizielle Aufzeichnung von Straf-
prozessen, könnte nicht nur dazu führen, dass Computer in der Zukunft verstärkt
die Arbeit von Menschen unterstützen und so dem Richterinnen- und Richtermangel
entgegengewirkt wird. Auch die Schnelligkeit ließe sich dadurch erhöhen; die digitale
Aufzeichnung könnte Justizverfahren zudem gerechter machen. Von einem ver-
breiteten Einsatz von beschleunigten Verfahren verspricht man sich, gepaart mit
einer Spezialisierung der Richterinnen und Richter und höheren Hürden für befan-
genheitsanträge, dass die Effizienz der Justiz steigt.

Wie lässt sich das deutsche Justizsystem 
reformieren?

1
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Für schnellere und weniger aufwendige Gerichtsverfahren

Das momentane Hauptproblem der deutschen Justiz, die
überlangen Verfahren, lässt sich nur durch eine grund -
legende Reform des Gerichtsverfahrens bewältigen. bis
2030 werden etwa 40 Prozent der Juristinnen und Juristen
in  Pension gehen, was die ohnehin überlasteten Gerichte
stark treffen wird. Daher besteht dringender Handlungs-
bedarf.

Die Förderung von beschleunigten Verfahren und die
 Erleichterung ihrer Anwendung sind zentral, um den
Druck auf die Justiz zu verringern. Eine Spezialisierung
der Richterschaft und eine Verkürzung des Instanzen-
wegs sind ebenfalls unerlässlich. Nur dadurch kann die
deutsche Justiz reformiert werden, um effektiv und zeit-
nah Recht zu sprechen und die Glaubwürdigkeit in das
Rechtssystem zu erhalten.

Für mehr Digitalisierung in der Justiz

An der Digitalisierung führt heutzutage kein Weg mehr
vorbei; sie durchzieht nahezu alle unsere Lebensbereiche
und ist notwendig, um für die Zukunft gut aufgestellt zu
sein. So sollte auch das Justizsystem umfassend digitali-
siert werden, da nur dies entscheidende Vorteile mit sich
bringt: Die Systeme werden bürgerfreundlicher, weniger
komplex und können schneller und fehlerfreier arbeiten. 

Massenverfahren könnten künftig womöglich vollständig
automatisiert ablaufen. Auch sollten die bürgerportale der
bundesländer für juristische Angelegenheiten nutzbar sein
und z.b. Strafanzeigen per E-Mail ermöglichen. Zudem
sollten Hauptverhandlungen im Strafprozess digital auf-
gezeichnet werden. Durch eine Digitalisierung des Justiz-
systems und die Möglichkeit von Homeoffice würde die
Arbeit an Gerichten attraktiver werden, was wiederum
dem drohenden personellen Engpass entgegenwirkt.

DIESER EXPERTE 
KAM ZU WORT

STEFFEN REUSCHEL

Richter am Amtsgericht (Darmstadt); 
Referatsleiter im Hessischen Ministerium
der Justiz und für den Rechtsstaat, 
zuständig u.a. für die Einführung der E-Akte
in der ordentlichen Gerichtsbarkeit, 
IT-Angelegenheiten und IT-Sicherheit

AUSGANGSPUNKT: ZWEI UNTERSCHIEDLICHE PERSPEKTIVEN

4

3
AUSSAGEN DES GRUNDGESETZES 
UND DER ZIVILPROZESSORDNUNG 

Artikel 1
(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten
und zu schützen ist Verpflichtung aller staatlichen Gewalt. 

Artikel 2
(1) Jeder hat das Recht auf die freie Entfaltung seiner 

Persönlichkeit, soweit er nicht die Rechte anderer verletzt 
und nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung oder das 

Sittengesetz verstößt. 

Artikel 20
(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung,

die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung sind 
an Gesetz und Recht gebunden. 

Artikel 101
(1) […] Niemand darf seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. 

Artikel 103
(1) Vor Gericht hat jedermann Anspruch auf rechtliches Gehör. 

Zivilprozessordnung § 42 
(ähnlich in der Strafprozessordnung § 24, Absätze 1 und 2)
(2) Wegen Besorgnis der Befangenheit findet die Ablehnung
statt, wenn ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen
gegen die Unparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen.

2
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Im Verlauf der Debatte wurden mehrere Möglichkeiten
erörtert, wie es gelingen kann, die durchschnittliche Ver-
fahrensdauer vor Gericht zu senken. Richterinnen und
Richter erfahren momentan eine sehr allgemeine Ausbil-
dung und müssen sich vor allem vor dem Amtsgericht
für jeden Fall in ein neues Rechtsgebiet einarbeiten;
durch eine Spezialisierung könnte diese Einarbeitungs-
zeit entfallen. Zudem könnten mehr Verfahren beschleu-
nigt ablaufen, wenn die Hürden dafür gesenkt werden.
Auf der anderen Seite ließe sich Zeit sparen, wenn die
Möglichkeiten, befangenheitsanträge zu stellen oder
(vor allem bei kleineren Delikten) in  Revision zu gehen,
eingeschränkt werden würden.

Diesen Maßnahmen steht entgegen, dass die Möglich-
keit, einen befangenheitsantrag zu stellen und in
 Revision zu gehen, ein wichtiges Element unseres Justiz-
systems ist. Eine Senkung der Hürden für beschleunigte
Verfahren könnte Nachteile für die beschuldigten mit
sich bringen und den Schuldgrundsatz gefährden, der
aus der Garantie der Würde des Menschen (Art. 1 Abs. 1
i.V.m. Art. 2 Abs. 1 GG) und dem Rechtsstaatsprinzip
(Art. 20 Abs. 3 GG) folgt.

Der zur Debatte geladene Experte Steffen Reuschel
stimmte zu, dass die Spezialisierung von Richterinnen
und Richtern ein großes Thema sei, eine allgemeine
Ausbildung aber auch Vorteile habe. Zudem hielt er es
für sinnvoll zu diskutieren, ob die Möglichkeit, alle In-
stanzen auch bei kleineren Delikten durchlaufen zu kön-
nen, notwendig sei; die Umsetzung von beschleunigten
Verfahren hielt er insgesamt für begrenzt.

Auch die Digitalisierung kann ein wichtiger Aspekt sein,
um Verfahren zu beschleunigen. Durch eine bessere
Nutzung der E-Akte könnten unter anderem relevante
 Informationen schneller auffindbar sein, der Zugriff orts-
unabhängig möglich sein, eine automatische Nachweis-
führung erfolgen und Papierfluten vermieden werden,
was auch die Nachhaltigkeit unserer Justiz verbessern
würde. Elektronische Massenverfahren mit der Möglich-
keit, einen Richter anzurufen, könnten Verfahren kosten-
günstiger und bürgerfreundlicher machen, wodurch das
Vertrauen in die Justiz gestärkt und dem Richterin nen-
und Richtermangel entgegengewirkt werden könnte. Eine
offizielle audiovisuelle Aufzeichnung der Verfahren hätte
außerdem eine höhere Aussagekraft als die Mitschriften
einer Richterin oder eines Richters.

Gegen diese Mittel spricht, dass die für elektronische
Verfahren notwendige Hard- und Software hohe An-
schaffungs- und Wartungskosten mit sich bringt. Die
Aufzeichnung könnte außerdem wie eine Überwachung
wirken und es könnten Probleme entstehen, den Daten-
schutz zu gewährleisten. 

Steffen Reuschel bewertete das Thema von Datenschutz
und IT-Sicherheit bei der Digitalisierung als sehr wichtig.
Was den Einsatz von Künstlicher Intelligenz (KI) in der
Justiz betreffe, könne diese sicherlich Prozesse vorberei-
ten – die Möglichkeiten und budgets würden derzeit aus-
gelotet – jedoch sollte am Ende immer ein Mensch ein
Urteil sprechen und nicht die KI. Eine audiovisuelle Auf-
zeichnung habe zwar eine hohe Aussagekraft, bringe
aber auch Nachteile mit sich. beteiligte könnten sich 
bewusst anders verhalten und in den Aufzeichnungen 
z. b. nach emotionalen Reaktionen des Richters gezielt
suchen, um einen befangenheits antrag zu stellen.

Abschließend konnten wir festhalten, dass in einer Justiz-
reform Elemente beider Seiten beinhaltet sein sollten
und in der Digitalisierung kein Allheilmittel zu sehen ist.
Für besonders sinnvoll halten wir eine Spezialisierung
von Richterinnen und Richtern, eine stärkere Nutzung
der E-Akte und elektronische Massenverfahren, bei denen
allerdings die Möglichkeit bestehen sollte, einen Richter
anzurufen. Die Mehrheit stimmte auch einer vermehrten
Anwendung von beschleunigten Verfahren, einer Sen-
kung der Hindernisse für diese sowie einer digitalen
Aufzeichnung von Prozessen zu. Zusätzlich  halten wir
eine Gehaltserhöhung für Richterinnen und Richter als
Anreiz für den beruf für eine sinnvolle Maßnahme, um
dem Richterinnen- und Richtermangel ent gegenzuwirken.
Für die künftige Entwicklung wird sicherlich interessant
sein, welche konkreten Auswirkungen die Anwendung
von KI auf die Justiz haben wird.

»Gerichtsverfahren sollten nur dann 
verkürzt und beschleunigt werden, wenn
rechtsstaatliche Standards nicht gefährdet 
werden. Das ist eine Gratwanderung und 
oft ein schwieriger Abwägungsprozess.« 

STEFFEN REUSCHEL

WAS HAT SICH WÄHREND DER DEBATTE ERGEBEN, 
UND WORAUF KÖNNEN WIR UNS VERSTÄNDIGEN?5
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»… er das Fundament einer gerechten
 Gesellschaft bildet. Es liegt an uns, auf
diesem Fundament eine freiheitliche
 demokratische Grundordnung zu 

errichten. Wir alle tragen Verantwortung
im Rechtsstaat, um Demokratie und 

Gerechtigkeit zu verteidigen.« 

LENNART LESNIK (18)

Wöhlerschule

»… kein Gesetz oder Rechtsstaats -
prinzip vom Himmel gefallen ist; 

daher ist alles zu hinterfragen und zu
verteidigen! Diskurse und Debatten

 beleben den Rechtsstaat und sind daher
für unsere Demokratie fundamental.« 

CHARLOTTE STORIM (17)

Gymnasium Riedberg

»… wir uns in manchen Situationen
 intuitiv in unserem Handeln gegen die

rechtsstaatlichen Prinzipien entscheiden
würden. Doch genau in diesen Momenten

ist es wichtig, an ihnen festzuhalten,
denn sie bilden den Grundbaustein 

unserer Demokratie.«

FELICITAS HETTCHE (16)

Heinrich-von-Gagern-Gymnasium
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Über den Rechtsstaat habe ich in den 
Debatten neu gelernt, dass …
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DIE PROJEKTPARTNER

Stiftung Polytechnische Gesellschaft

Als eine der größten gemeinwohlorientierten Stiftungen
Deutschlands engagiert sich die Stiftung Polytechnische
Gesellschaft tatkräftig für die Menschen in Frankfurt am
Main. Errichtet wurde sie im Jahr 2005 von der traditions-
reichen Polytechnischen Gesellschaft e. V. in Frankfurt
am Main, die selbst 1816 gegründet wurde. In den berei-
chen bildungslandschaft und Sprachbildung, Kulturelle
bildung, bildung für zivilgesellschaftliches Engag ement
und Nachhaltigkeit, Wissenschaft, Technik, berufliche
bildung, Soziales, Humanitäres, Karitatives und Demo-
kratiebildung realisiert und unterstützt die Stiftung Pro-
gramme, die die Persönlichkeitsentwicklung des Einzelnen
fördern und die Teilhabe an der Gemeinschaft stärken. 

Im bereich Demokratie möchte die Stiftung junge Men-
schen dazu befähigen, sich für demokratische Werte ein-
zusetzen. Demokratie mitzugestalten, sie zu stärken und
ihre grundlegenden Prinzipien und Werte zu vermitteln,
ist der Stiftung Polytechnische Gesellschaft ein zentrales
Anliegen. Ganz in der Tradition der Aufklärung geht es
der Stiftung darum, die Mündigkeit von bürgerinnen und
bürgern zu fördern, um sich ein begründetes Urteil eigen-
ständig bilden zu können. Dazu gehören das Erlernen
einer offenen Diskussionskultur mit auf Vernunft basie-
renden Argumenten, die Stärkung von Toleranz gegen-
über anderen Meinungen und Lebensformen sowie die
befähigung zu Kompromissen.

In ihren Aktivitäten möchte die Stiftung in nahezu all
ihren Projekten das bewusstsein für demokratische Werte
fördern und stärken, verfolgt aber auch eigenständige
Programme zur Demokratiebildung. Anknüpfend an die
große Schülerveranstaltung zum 70-jährigen bestehen
des deutschen Grundgesetzes, die im Jahr 2019 in der
Paulskirche realisiert wurde, entwickelte die Stiftung
 Polytechnische Gesellschaft das Programm Junge Paulskir-
che. In dem »Schülerforum zu Demokratie und Verfas-
sung« können sich politisch besonders interessierte
Oberstufenschülerinnen und -schüler über einen Zeit-
raum von neun Monaten im demokratischen Diskutieren,
im Abwägen von Grundrechten und im Perspektivwech-
sel sowie in der Konsensfindung erproben. Abgerundet
wird das Programm durch eine Veranstaltung in der
Paulskirche und eine Exkursion.

Agenten der gepflegten Debatte

Die Agenten der gepflegten Debatte gGmbH mit Sitz in
 Offenbach vereint Moderatoren, politische bildner, Jour-
nalisten, Politikwissenschaftler und andere Aktive. 

Der Name ist Programm: Die Agentur hat sich zum Ziel
gesetzt, besonders in schwierigen und sensiblen Feldern
Diskussionen und Kontroversen auf Augenhöhe möglich
zu machen. Das Team hat sich bereits streitbaren The-
men wie Meinungs- und Pressefreiheit, Rechtsstaatlich-
keit,  Israel und Religionsfreiheit angenommen. Namhafte
Vertreter aus Politik, Justiz, Religion und Gesellschaft
stellen sich regelmäßig den Agenten-Debatten.

Für die Junge Paulskirche sind die »Politiksprecher« Marcus
Kiesel und Helge Eikelmann bei den Debattenagenten
verantwortlich. beide arbeiten seit über zehn Jahren ge-
meinsam an Workshops in der politischen bildung und
der Moderation streitbarer Themen. 

.
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Die Projektpartner des Programms Junge Paulskirche 
(v. l. n. r.): Helge Eikelmann, Katharina Kanold, Prof. Dr.
Frank E.P. Dievernich, Marcus Kiesel
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